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AKTUELL 
Aus Serbien geflüchtet 

Belgrad (spk) 25000 Ungarn ha­
ben seit Beginn des Bürgerkrieges 
im Sommer vergangenen Jahres im 
ehemaligen Jugoslawien ihre Sied­
lungsgebiete in der serbischen Pro­
vinz Vojvodina verlassen und sind 
ins Ausland geflüchtet. Das sagte 
der Führer der «Demokratischen 
Gemeinschaft der  Vojvodina-Un­
garn», Andrasz Agoshton, am Mon­
tag in de r  in Belgrad erscheinenden 
Zeitung «Politika ekspres». 

Auftritt Xiaopings 
Peking (spk) Deng Xiaoping ist 

erstmals seit Monaten wieder in der 
Öffentlichkeit aufgetreten. Einen 
Tag nach dem Ende des 14. Partei­
tags de r  K P  Chinas begrüsste der 
88jährige Deng am Montag in der 
Grossen Halle des Volkes in Peking 
die Parteitagsdelegierten. Zusam­
men mit anderen Revolutionsvete­
ranen Hess e r  sich nach Angaben 
der chinesischen Nachrichtenagen­
tur Xinhua für Erinnerungsfotos 
ablichten. 

Mehrparteiensystem 
Nairobi/Harare (spk) Die Regie­

rung Malawis, eine de r  letzten un­
eingeschränkten Einparteiendikta­
turen in Afrika, hat den internatio­
nalen Forderungen nach politischen 
Reformen nachgegeben. D e r  Präsi­
dent auf Lebenszeit, Hastings Ka-
muzu Banda, kündigte am Montag 
eine baldige Volksabstimmung über 
die Einführung einer pluralistischen 
Demokratie an. 

Koalition geplatzt 
Nairobi (spk) Die Regierungsko­

alition in Senegal ist geplatzt. Der  
einstige Oppositionsführer Abdou-
laye Wade erklärte nach 18 Mona­
ten seinen Austritt aus dem Kabi­
nett. Gegenüber dem französischen 
Auslandssender RFI begründete e r  
seinen Schritt a m  Montag damit, 
dass e r  bei den Präsidentschafts­
wahlen im Februar 1993 gegen den 
amtierenden Staatschef Abdou 
Diouf antreten werde. 

Journalisten im Streik 
Rom (spk) Ein ganztägiger Streik 

der  italienischen Radio- und Fern-
sehjournalisten bei der  staatlichen 
Anstalt R A I  hat am Montag die 
Versorgung mit Informationen aus 
dem In- und Ausland erheblich ein­
geschränkt. Nachrichtensendungen 
wurden n u r  in stark gekürzter Form 
angeboten oder fielen völlig aus. 

58,5 Millionen für Regierungsviertel - Herausforderung für Landtag 
Der Landtag vor einer wichtigen Entscheidung mit grossem Finanzaufwand - Neugestaltung des Regierungsviertels mit Landtagsgebäude 

(G. M.) - Der Landtag steht am Mitt­
woch oder Donnerstag vor einer grossen 
Herausforderung. Insbesondere die 
FBP-Fraktion war sich der Tragweite 
der Beschlussfassung über das neue Re­
gierungsviertel bewusst, als der Landtag 
erstmals im März über die Vorlage der 
Regierung diskutierte. Deshalb wies sie 
den Regierungsantrag für die zweite 
Bauphase, die nur auf Kostenhochrech­
nungen basierte, zurück und verlangte 
nach genauen Kostenberechnungen. 
Nun liegt ein Antrag der Regierung mit 
einem Kostenvolumen von 58,5 Millio­
nen für das Gesamtprojekt vor. 

D e r  Zurückweisung der Finanzvorlage 
an die Regierung war eine längere D e ­
batte über  das Projekt, über die Planung 
und über verschiedene Aspekte dieses 
Bauvorhabens vorausgegangen. Die ur­
sprüngliche Planung mit dem verkehrs­
freien Platz vor dem Landtagsgebäude 
und die unterirdische Parkierung lässt 
sich nach dem negativen Volksentscheid 

. über die Äule-Strasse in de r  Gemeinde 
Vaduz nicht mehr - oder  zumindest vor­
erst nicht - realisieren. Doch deswegen 
wird das Projekt, wie die Regierung in 
ihrem Bericht an den Landtag festhält, 
nicht wesentlich tangiert - das Landtags­
gebäude kann trotzdem gebaut, die 

Hangbebauung dennoch realisiert und 
die Museumserweiterung gleichwohl 
realisiert werden. 

Landtagsgebäude im Mittelpunkt 
Im Mittelpunkt der  Planung für die 

Neugestaltung des Regierungsviertels 
steht das Landtagsgebäude, schreibt die 
Regierung in ihrem Bericht. Die Kosten 
für diesen «Mittelpunkt der städtebauli­
chen Konzeption» belaufen sich nach 
den neuesten Kostenschätzungen auf 
23,8 Millionen. «Die raumbildende Fas­
sade der  Hangbebauung», heisst es im 
Regierungsbericht, «unterstreicht die 
bewusste Hervorstellung des Landtags­
gebäudes und ist integraler Teil der  städ­
tebaulichen Projektidee, ebenso wie die 
Gestaltung der Freiräume des repräsen­
tativen Platzes vor  dem Landtagsgebäu­
de und dem Regierungsgebäude» - der 
allerdings vorerst nicht wunschgemäss 
realisiert werden kann. In diesem öffent­
lichen Raum stehen nach der Planung 
de r  Regierung das Regierungsgebäude 
und unmittelbar daneben das Landtags­
gebäude, dass durch Stellung und Ge­
staltung besonders hervorgehoben wer­
den soll. 

Neuer Anlauf für Konferenzbereich 
Nach dem Scheitern eines Konferenz­

traktes im geplanten Kunsthaiis versucht 
die Regierung, den Konferenzbereich in 
das Regierungsviertel zu integrieren. Im 
Untergeschoss des Landtagsgebäudes ist 
ein etwa 150 Personen fassender Konfe­
renzraum eingeplant, der  über die nöti­
gen technischen Infrastrukturen für eine 
Konferenztätigkeit verfügt. Zudem sol­
len die im Eingangsbereich für den 
Landtag vorgesehenen Konferenzräume 
auch für die Tagungstätigkeit zur Verfü­
gung stehen. Dank dieser Doppelnut­
zung, unterstreicht die Regierung in 
ihrem Bericht an  den Landtag, lasse sich 
ein geschickte wie kostengünstige 
Deckung des Konferenzbedarfs errei­
chen. 

Hangsicherung als integraler 
Bestandteil 

Die Hangbebauung bildet nach der 
Planung ein integraler Teil des städte­
baulichen Gesamtkonzeptes. Das Land­
tagsgebäude kann zwar als erste Bau­
etappe unabhängig von den anderen 
Bauteilen realisiert werden, hält die Re­
gierung in ihrem Bericht fest, doch in 
seiner städtebaulichen Ordnung und in 
seinen Funktionen sei das Landtagsge­
bäude auf die Hangbebauung als Teil des 
Gesamtkonzeptes angewiesen. Die  
Hangsicherung wird im Antrag an  den 

Landtag mit Kosten von 2,8 Millionen 
beziffert, während für  die Hangfussbe­
bauung zwischen ostseitiger Museumser­
weiterung und Kommandobunker noch 
weitere Kosten in Höhe von 10,6 Millio­
nen hinzukommen. 

Liechtensteins Industrie für EWR-Abkommen 
Publikation der Industrie- und Handelskammer — EWR als Plattform für  eigenständige Europapolitik 

(G. M.) - Die Liechtensteinische Industrie- und Handelskammer tritt für einen Beitritt Liechtensteins zum Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR) ein. Im neuesten UHK-Mitteilungsblatt werden die Gründe angeführt, die aus der Sicht der In­
dustrie für eine Unterzeichnung des EWR-Abkommens spreche)!. Die Industrie- und Handelskammer schliesst sich den 
Aussagen von Volkswirtschaftsexperten an, die durch den EWR mit-positiven Wachstumsimpulsen rechnen.  1 

Die  Industrie- und Handelskammer 
führt in ihrer Publikation «fünf gute 
Gründe» an, die für einen Beitritt 
Liechtensteins zum EWR-Abkommen 
sprechen. Sie weist einleitend darauf 
hin, dass die liechtensteinische Indu­
strie im letzten Jahr 65,6 Prozent ihrer 
Waren in E G -  und EFTA-Länder ge­
liefert hat. Die Exportentwicklung de r  
letzten Jahre zeigt nach Angaben de r  
Industrie- und Handelskammer an, 
dass der  Absatz in die EG-Länder 
stark gewachsen ist, während andere 
Absatzgebiete stagnieren oder rück­
läufig sind. Deshalb ist es wichtig, hält  
die Kammer fest, dass der  Europäi­
sche Binnenmarkt offen bleibt. 

Arbeitsplätze erhalten 
Einen zweiten Grund sieht die Indu­

strie- und Handelskammer in der Er ­

haltung de r  Arbeitsplätze durch den 
EWR-Beitritt. Unsere Wirtschaft bie­
te gesamthaft rund 20 000 Arbeitsplät­
ze, davon etwa 7000 in de r  Industrie, 
an. Diese Arbeitsplätze sind nach Auf­
fassung der Industrie- und Handels­
kammer gefährdet, wenn Liechten­
stein als Produktionsstandort an  At­
traktivität verliere. Als negativ könnte 
sich gemäss LIHK-Mitteilung die  Ko­
stenentwicklung für Forschung und 
Entwicklung erweisen, die bisher von 
den Unternehmen selbst getragen 
wurden. 

Ein EWR-Abkommen dagegen er­
mögliche die Teilnahme an  europäi­
schen Forschungsprogrammen und si-, 
chere den Anschluss an die Technolo­
gie von morgen. 

Liechtenstein als Kleinstaat müsse 
danach trachten, schreibt die Indu­

strie- und Handelskammer, um de r  Ju­
gend die Aus- und Weiterbildungs­
möglichkeiten zu sichern, vor allem 
auch im Ausland. D e r  E W R  ermögli­
che die Teilnahme an europäischen 
Aus- und Weiterbildungsprogrammen 
und bewahre das Bildungswesen vor 
einer Isolation. 

Schliesslich kann nach Auffassung 
de r  Industrie- und Handelskammer 
die Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Wirtschaft bewahrt werden. De r  E W R  
garantiere de r  liechtensteinischen 
Wirtschaft «gleich lange Spiesse im eu­
ropäischen Wettbewerb». Ein Abseits­
stehen jedoch verschlechtert nach d e n  
LIHK-Mitteilungen die liechtensteini­
sche Position im wichtigsten Absatz­
markt  und stellt «eine Gefahr für die  
gesunde Wirtschaft und den Wohl­
stand unseres Landes» dar. 

Eine Auswahl Kunstwerke für die täglichen Termineintragungen 
Die Liechtensteinische Staatliche Kunstsammlung stellte die Kunstagenda 1993 vor - Im kommenden Jahr das Landesmuseum als Thema 

(G. M.) - Aus der umfangreichen 
Staatlichen Kunstsammlung, die nach 
bald 25jähriger Sammeltätigkeit einen 
Bestand von rund 1000 Blättern als 
Aquarelle, Zeichnungen und Druckgra­
fiken aufweist, sind wiederum 52 Sujets 
ausgewählt worden, um die Kunstagenda 
1993 zu gestalten. Am Montag mittag 
stellte Dr. Georg Malin, Konservator der 
Kunstsammlung, den nunmehr in 5. Auf­
lage erschienenen Kunstkalender vor. 

Das Titelblatt der Kunstagenda 1993 
ziert ein Bild des britischen Künstlers 
Allan Jones aus dem Jahre 1964 mit dem 
Titel «Concerning Marriages». Ein Hut  
schwimmt au f  farbigen Wellen - und un­
terstreicht damit den Fluss der  Zeit. Im 
Kunstkalender, der  eine Wocheneintei­
lung enthält, haben bekannte Künstle­
rinnen und Künstler wie Salvador Dali, 
Josef Beuys, Max Bill, Honorö Daurnier, 
Edgar Degas, Käthe Kollwitz, Antoni 
Tapies oder  Jean Tinguely Platz gefun­
den. Aber  auch liechtensteinische 
Künstler sind darin vertreten: Ferdinand 
Nigg, Martin Frommelt, Martin Walch 
oder  Hanni  Röckle. Ihre Bilder geben 
auch einen Überblick über die Kunstsze­
ne  Liechtenstein oder  einen Blick auf 
das aktuelle Kunstschaffen. 

Die Bilder stehen im Kalender aller­

dings nicht allein, sondern werden be­
gleitet von authentischen Texten, die aus 
Aussagen von Künstlern zusammenge­
sucht wurden. Nach den Worten von Dr .  
Georg Malin vermag diese Kombinati­
on, abseits vom Stress der Termine, eine 
Anregung zur Auseinandersetzung mit 
der  modernen Kunst zu geben. 

Schulamtsleiter Guido Wolfinger und 
Peter Binder, Redaktor von «Schule 
heute», waren an der Präsentation anwe­
send, weil nach den Ausführungen von 
Dr. Georg Malin der Schule bei de r  
Kunsterziehung eine wesentliche "Rolle 
zukommt. Viele Lehrer und Schüler be­
nutzen inzwischen die Kunstagenda als 
täglichen Begleiter, eine Kombination 
von Kunst und Alltag. 

Verleger Ted Scapa, Benteli-Verlag, 
der  die Kunstagenda in der  Schweiz ver­
treibt, gab seiner Hoffnung Ausdruck, 
dass die Agenda vor allem die Jugend 
ansprechen werde. 

Die Kunstagenda 1994 wird dem Lan­
desmuseum gewidmet sein, das wahr­
scheinlich noch für längere Zeit  wegen 
Sanierungsarbeiten gesperrt bleibt. Mit 
d e m  Kunstkalender soll im kommenden 
Jahr aus Anlass des 40jährigen Beste­
hens des Landesmuseums an  dessen Bei­
trag für Kultur und ihre Entwicklung er­

innert werden. Das Titelblatt ziert nach 
dem vorliegenden Entwurf «Mars von 
Gutenberg», ein Figurenfund am 
Schlosshügel von Balzers. 

Neben der  Kunstagenda stellte Dr.  
Georg Malin an der Pressekonferenz 
auch den Katalog zur Ausstellung von 
Angelika Kauffmann vor. 

Pressekonferenz zur Vorstellung der heuen Kunstagenda 1993. Der Konservator der 
Staatlichen Kunstsammlung, Dr. Georg Malin, stellte die Kunstagenda vor. Rechts 
Norbert Hasler, Leiter des Landesmuseums, links Guido Wolfingerund Peter Binder 
vom Schulamt. - (Bild: Beat Schürte) 

Errichtung eines Naturhauses 
Der  Antrag der  Regierung enthält für 

die ostseitige Museumserweiterung Ko­
stenberechnungen von 8,7 Millionen, für 
das Landesmuseum von 3,9 Millionen 
und für das Verweserhaus 3,9 Millionen. 
Die bestehenden Museumsbauten, also 
Landesmuseum und Verweserhaus, sol­
len nach dem Regierungsantrag einer In­
nen- wie Aussensanierung unterzogen 
werden. Eingriffe in deren Baustruktur 
sind auf das Notwendigste begrenzt, 
heisst es  im Regierungsbericht. Statisch 
von den  setzungsempfindlichen histori­
schen Bauten getrennt, erfolge hangsei-
tig die Museumserweiterung au f  trag­
fähigem Felsgrund. Die Regierung rech­
net hier  nicht mit Gebäudesetzungen, 
wie diese bei der  Erstellung d e r  Baugru­
be der  Landesbank beim Landesmuse­
um auftraten, da  die Aushubsohle de r  
Museumserweiterung das Niveau de r  
Fundation von Landesmuseum und Ver­
weserhaus nicht unterschreite. 

Streicht Bern den 
Teuerungsausgleich? 

Bern (AP) Wechselbad für das Staate-
personal des Kantons Bern: Nachdem 
die Regierung aufgrund eines Gerichts­
entscheids für das laufende Jahr den 
vollen Teuerungsausgleich nachzahlen 
muss, soll de r  Teuerungsausgleich näch­
stes Jahr ganz wegfallen. Dies beantragt 
der  Regierungsrat dem Parlament, wie, 
aus einem am Montag im «Bund» aus­
zugsweise veröffentlichten Entscheid 
hervorgeht. 

Bereits im November soll d e r  Grosse 
Rat  nach den  Plänen des Regierungsrats 
ein neues Dekre t  über  die Teuerungszu­
lagen verabschieden. Aufgrund dieser 
neuen Rechtsgrundlage will die Regie­
rung die Teuerungszulage für 1993 strei­
chen. Auch dieser Entscheid muss vom 
Parlament genehmigt werden. D e r  Weg­
fall der  Teuerungszulage brächte Ein­
sparungen von 184 Millionen Franken 
fiir die Staatskasse. 

Vor Wochenfrist hatte das Verwal­
tungsgericht Klagen von drei Beamten 
gutgeheissen, die sich gegen den  Ent ­
scheid von Regierung und Parlament 
wehrten, für 1992 nur  drei Prozent Teue­
rungsausgleich zu zahlen. 

Haider schweigt zu 
Gründung einer FDP 

Wien (AP) Der rechtsgerichtete Vor­
sitzende der  Freiheitlichen Partei Öster­
reichs (FPÖ), Jörg Haider, hat  auf die 
Gründung einer Freien Demokratischen 
Partei Österreichs (FDP) vorerst nicht 
reagiert. Die Parteizentrale in Wien gab  
am Montag keine Erklärungen ab. A m  
Wochenende hatten FDP-Gründungs­
parteitage in Wien und Graz stattgefunr  
den. 

Die Delegierten erhoben den  A n ­
spruch, die »einzig wirklich liberale Par­
tei» in Österreich zu sein. Die FPÖ unter 
der  Führung Haiders weise »antiliberale 
Züge» auf. Parteisprecher wurde der  
ehemalige Staatssekretär Mario Ferrari-
Brunnenfeld. E r  warf seinem einstigen 
politischen Schützling Haider vor, die 
FPÖ in eine »Führerpartei» verwandelt 
zu haben. 

Die Wiener Presse spekulierte, die  
neue Partei wolle das liberale Wählerpo­
tential der  FPÖ anzapfen. Sie verwies 
auf  die jüngsten Attacken Haiders gegen 
die Parlamentsvizepräsidentin Heide 
Schmidt, die als letztes liberales Aushän­
geschild der  Partei gilt. Schmidt ha t te  
sich vergangene Woche den  Unmut  Hai­
ders zugezogen, weil sie eine von ihm ge­
forderte Volksabstimmung zur Auslän­
derpolitik ablehnte. 


